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beginnt im Zeichen von  
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dienst wirft Ankara Stützung 
dschihadistischer Milizen vor 

Fürs Portemonnaie
Polen: Chef der Finanzaufsicht tritt 

nach mutmaßlicher Schmier
geldforderung zurück 

Es gibt in Großbritannien kei-
ne parlamentarische Mehrheit 
für den Entwurf eines Abkom-

mens zum Austritt Großbritanniens aus 
der Europäischen Union. Nur einen 
Tag nach seinem Erscheinen ist das 
500seitige Dokument damit bereits 
wieder obsolet. Mehr als drei Stunden 
versuchte Premierministerin Theresa 
May am Donnerstag, den Entwurf im 
Londoner Unterhaus zu verteidigen. 
Nur wenige Abgeordnete stellten sich 
in ihren Redebeiträgen hinter das Ab-
kommen. Die überwiegende Mehrheit 
der Parlamentarier – einschließlich der 
regierenden Tories – ließ daran kein 
gutes Haar.

Die Tolerierung des Kabinetts durch 
die nordirische Democratic Unionist 
Party (DUP) ist Geschichte – die Re-
gierungsmehrheit somit auch. Die 
DUP kündigte an, auf jeden Fall gegen 
den Vertragsentwurf zu stimmen. Sie 
sieht durch das Abkommen die Einheit 
Großbritanniens gefährdet.

Währenddessen droht der Premier-
ministerin ein Misstrauensantrag aus 
den eigenen Reihen. 48 Abgeordnete 
müssen dafür eine Stellungnahme an 
den Fraktionsvorsitzenden der Tories 
abgeben. Zu jW-Redaktionsschluss 
war noch offen, ob diese Zahl zustande 
kommt. Sechs Regierungsmitglieder 
sind jedoch im Lauf des Tages zurück-
getreten, darunter »Brexit«-Minister 
Dominic Raab. Weitere Rücktritte 
könnten folgen.

Auch die Scottish National Party 
(SNP) hat ihre Unterhausabgeordneten 
angewiesen, gegen den Vertragsent-
wurf zu stimmen. »Das vorgeschlage-
ne Abkommen bringt Schottland einen 
schwerwiegenden Wettbewerbsnach-
teil gegenüber Nordirland ein«, erklär-
te die Parteivorsitzende Nicola Stur-
geon vor dem schottischen Regional-

parlament am Donnerstag nachmittag.
Der vorgeschlagene Vertragstext 

sieht eine »Übergangsperiode« min-
destens bis zum Jahr 2020 vor. Wäh-
rend dieser Zeit sollen neue Handels- 
und Kooperationsverträge zwischen 
Großbritannien und der EU ausgehan-
delt werden. Sollte diese Frist nicht 
reichen, kann sie immer wieder ver-
schoben werden.

Für die Dauer der Übergangspe-
riode bleibt Großbritannien in einer 
Zollunion mit der EU und im gemein-
samen Binnenmarkt, verliert aber alle 
politischen Mitgestaltungsmöglich-
keiten. Sollte die Übergangsperiode 
nicht verlängert werden, obwohl ins-
besondere in der irischen Grenzfrage 

noch Probleme offenstehen, tritt eine 
Sonderregelung in Kraft. Diese sieht 
vor, dass Nordirland zum Teil einer 
Zollunion mit der EU wird.

Diese Zollunion kann nur aufgelöst 
werden, wenn sowohl Großbritannien 
als auch die EU dem zustimmen. Et-
waige Konflikte sollen letztinstanzlich 
durch den Europäischen Gerichtshof 
entschieden werden. Für Schottland ist 
eine solche Zollunion nicht vorgese-
hen, deshalb der Widerspruch der SNP.

Der »Scheidungsvertrag« greift tief 
in die nationale Souveränität Großbri-
tanniens ein. Das gilt auch für Gestal-
tungsfreiheiten in der Wirtschaftspoli-
tik. So wies Labour-Parteichef Jeremy 
Corbyn in der Unterhausdebatte darauf 

hin, dass im Vertragsrecht Möglich-
keiten staatlicher Hilfen für in Schwie-
rigkeiten geratene Industrien einge-
schränkt werden. Labour wird gegen 
den Vertrag stimmen.

Nur die Vertreter der Großbanken 
und internationaler Konzerne zeigten 
sich am Donnerstag vorsichtig zufrie-
den mit dem Verhandlungsergebnis. 
Die Übergangsperiode sei ein wichti-
ger Schritt vorwärts, es gebe aber noch 
viele Unsicherheiten, so die General-
direktorin des Unternehmerverbandes 
CBI in einer Mitteilung. Die lange 
schwelende britische Staatskrise ist 
nun eskaliert. Das wird auch an der EU 
nicht spurlos vorübergehen.

Siehe Seiten 12/13

Chaostage in London

PKK falsch gelistet

WWW.JUNGEWELT.DE

Riad fordert Todesstrafen 
im Fall Chaschukdschi

Riad. Der saudische Generalstaats-
anwalt hat im Fall des getöteten 
Journalisten Dschamal Cha-
schukdschi die Todesstrafe für fünf 
der Tat Verdächtige gefordert. Das 
wurde bei einer Pressekonferenz 
am Donnerstag in Riad verkündet. 
Es seien insgesamt elf Männer 
angeklagt, als Drahtzieher gelte 
der ehemalige Vizechef des Ge-
heimdienstes, Ahmed Al-Asiri. 
Chaschukdschi hatte am 2. Oktober 
das Konsulat Saudi-Arabiens in Is-
tanbul betreten, um Dokumente für 
die Hochzeit mit seiner türkischen 
Verlobten abzuholen. Er tauchte 
nie wieder auf. Erst unter inter-
nationalem Druck gab Riad zu, der 
Journalist sei getötet worden, und 
kündigte eine eigene Untersuchung 
an. Saudi-Arabien beschuldigt nun 
hochrangige Regierungsmitarbei-
ter, » auf eigene Faust« ein 15köp-
figes Team zur Ausführung der Tat 
losgeschickt zu haben. Insgesamt 
ließ die saudische Führung 18 Ver-
dächtige festnehmen.  (dpa/jW)

 Diesel-Fahrverbot 
erstmals für Autobahn
Gelsenkirchen/Essen. Fahrverbote für 
Dieselfahrzeuge in der Bundesrepu-
blik sollen erstmals auch auf einer 
vielbefahrenen Autobahn gelten. 
Das Verwaltungsgericht Gelsenkir-
chen ordnete am Donnerstag eine 
Fahrverbotszone für Essen an, in 
die es ausdrücklich die Verkehrs-
schlagader A40 auf dem Stadtgebiet 
einbezogen hat. Betroffen von der 
Maßnahme wären ab dem Sommer 
2019 auf dem Autobahnabschnitt 
nicht nur Pendler im Ruhrgebiet, 
sondern auch der Fernverkehr.

Die Richter verpflichteten das 
Land Nordrhein-Westfalen, entspre-
chende Regelungen in den Luftrein-
halteplan aufzunehmen. Anlass war 
eine Klage der Deutschen Umwelt-
hilfe. Die Organisation kämpft für 
die Einhaltung des bereits seit 2010 
EU-weit gültigen Grenzwerts für 
das gesundheitsschädliche Stick-
stoffdioxid (NO2).  (dpa/jW)

 An Rückhalt verloren: Die britische Premierministerin Theresa May am 18. Oktober beim EU-Gipfel in Brüssel
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Britische Regierungschefin will »Brexit«-Vertrag durchs Parlament bringen. Mehrere 
Minister zurückgetreten. Misstrauensantrag gegen May geplant. Von Christian Bunke, Manchester

EU-Gericht: Arbeiterpartei Kurdistans unterlag vier Jahre zu Unrecht EU-Bann

Die Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) wurde zwischen 2014 
und 2017 zu Unrecht auf der 

Terrorliste der Europäischen Union 
geführt. Das EU-Gericht in Luxem-
burg erklärte in einem am Donnerstag 
bekanntgewordenen Urteil die Listung 
wegen Verfahrensfehlern für nichtig. 
Der Ministerrat der Europäischen 
Union habe nicht hinreichend begrün-
det, warum die PKK auf der Liste 
geführt werde, kritisierten die Richter.

Die EU-Terrorliste wird im halb-
jährlichen Turnus von einem hinter 

verschlossenen Türen tagenden Gre-
mium des Ministerrates nach dem 
Prinzip der Einstimmigkeit erstellt. 
Konten und sonstige Vermögenswerte 
der darauf genannten Organisationen 
und Einzelpersonen sind einzufrie-
ren und Geschäftsbeziehungen mit 
ihnen untersagt. Neben einer Vielzahl 
von islamistischen werden auch lin-
ke Gruppierungen und nationale Be-
freiungsbewegungen aufgeführt.

Die PKK wird seit 2002 auf der 
EU-Terrorliste geführt. 2008 hatte das 
EU-Gericht in Luxemburg schon ein-

mal die Listung der PKK aufgrund 
eines Verfahrensfehlers für ungültig 
erklärt. Der Beschluss galt nur rück-
wirkend, so dass die Partei weiterhin 
auf den aktualisierten Listen blieb. 
Von daher ist fraglich, welche konkre-
ten Auswirkungen das aktuelle Urteil 
haben wird, da es sich ebenfalls nur 
auf die bereits überholten Listen be-
zieht. Allerdings könnten polizeiliche 
und strafrechtliche Maßnahmen, die 
wegen vermeintlicher Terrorfinan-
zierung unter Verweis auf die Liste 
gegen kurdische Einrichtungen durch-

geführt wurden, für die Jahre 2014 bis 
2018 unzulässig gewesen sein.

Unabhängig von der Nennung auf 
der Terrorliste ist das vereinsrechtliche 
Betätigungsverbot gegen die PKK in 
Deutschland, das sich in diesem Monat 
zum 25. Mal jährt. Unter dem Motto 
»Der Wunsch nach Freiheit lässt sich 
nicht verbieten!« ruft eine Vielzahl lin-
ker und kurdischer Organisationen für 
den 1. Dezember in Berlin zu einer bun-
desweiten Großdemonstration gegen 
das PKK-Verbot auf.

 Nick Brauns

wird herausgegeben von  
2.135 Genossinnen und  
Genossen (Stand 12.10.2018)

n www.jungewelt.de/lpg

3 5 7 9

H
A

S
A

N
 J

A
M

A
L

I/
A

P
/D

P
A

  SEITEN 12/13

Staatsräson
»Alle Tode der Erde« –  vor hundert 
Jahren verübte die jungtürkische 
Regierung des Osmanischen Reichs 
systematisch Völkermord an den 
Armeniern. Mit deutscher Hilfe.  
Von Nick Brauns

Heute mit 8 Seiten extra    Beilage »Religion & Politik«Heute mit 16 Seiten extra    Beilage »jW-Shop. Weihnachten«
Freitag, 16. November 2018, Nr. 267

jW-SHOP 1

Auch hundert Jahre nach ihrer Ermordung lässt 
sich »über die Klarheit der Befunde (…) und die 

mitreißende Musik der Sprachmelodie bei Rosa 
Luxemburg nur staunen«, schreibt Dietmar Dath 

in seinem einleitenden Essay zu dieser Schriften-
sammlung. Eine nachdrückliche Empfehlung.

… und dann ist da noch Marion von der Süßwa-
renabteilung, die ihre Scherze mit ihm treibt: 
Thomas Stubers Film »In den Gängen« über 

die Beschäftigten eines Großmarkts ist einer 
der besten Spielfilme der letzten Jahre. Mitten-

drin Franz  Rogowski und Sandra Hüller.

Elena Ferrantes Roman »Lästige Liebe« ist 
ein psychologisches Meisterwerk: eine Mutter-
Tochter-Geschichte über Liebe und Hass und 

den unlösbaren Knoten aus Lügen, Eifersucht 
und Gewalt, der die beiden – schicksalhaft – aneinander bindet.

Die sowjetischen Filme mit Georgi Milljar als 
Baba Jaga sind legendär. Eine DVD-Box ver-

sammelt nun vier der schönsten Filme. Außer-
dem gibt’s für alle Märchenfreunde eine DVD-
Box mit 14 Filmen. Darunter »Das kalte Herz« 

und »Das tapfere Schneiderlein«.   

jW-Shop

In unserer letzten Shop-Beilage dieses Jahres 
finden Sie – breit gefächert – Empfehlungen 
und Hinweise auf wichtige Publikationen. 

Natürlich sind auch viele Geschenkideen für die 
Weihnachtsfeiertage dabei. Neben wichtigen 
Neuerscheinungen, wie den Büchern »Rechtspo-
pulisten im Parlament« (siehe Seite 2 dieser 
Beilage) und »Die Flamme der Revolution« von 
Bernd Langer (siehe Seite 8) gibt es auch die ei-
ne oder andere bemerkenswerte DVD-Premiere. 

So liegen erstmals alle 14 Spiefilme des her-
ausragenden DDR-Regisseurs Konrad Wolf auf 
DVD vor. Und mit »In den Gängen« feiert die 
wohl gelungenste deutsche Spielfimproduktion 
des Jahres ihre DVD-Premiere (siehe Seite 5). 
Mit »Mitten im kalten Winter« wurde aus dem 
umfangreichen Fundus des DDR-Fernsehens ein 
bemerkenswertes kleines Juwel zutage gefördert. 
Zum Fest darf natürlich eine Olsenbande-Jubi-
läumsbox nicht fehlen, die Filme liegen nun in 

neuer HD-Abtastung vor. Auf den Seiten 8 und 9 
dieser Beilage haben wir Ihnen schließlich neue 
Bücher zur Thematik der Novemberrevolution 
und der revolutionären Nachkriegskrise zusam-
mengestellt. Bemerkenswerte Neuerscheinungen 
aus dem belletristischen Programm verschiede-
ner Verlage finden Sie auf Seite 10. Nicht über-
blättern sollten Sie unsere Offerte für Kinder 
und Junggebliebene jeden Alters. Unsere Buch-
pakete zum kleinen Preis (Seite 13) sind über-

sichtlich thematisch gegliedert. Dieses Angebot 
kann allerdings nur telefonisch, per Fax oder 
Brief bestellt werden, da es im Online-Shop der 
jW (jungewelt-shop.de) nicht verfügbar ist. Alle 
Bestellungen, die vor dem 19. Dezember 2018 bei 
uns eintreffen, werden wir noch vor den Festta-
gen bearbeiten. Wir wünschen Ihnen schon jetzt 
ein paar erholsame Tage zwischen den Jahren 
und freuen uns, wenn Sie uns auch im Jahre 2019 
die Treue halten.  

Michael Mäde

Liebe Leserinnen und Leser!

Spezial 
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Politisches Buch n Seiten 2 bis 4
Neu auf DVD n Seiten 5 bis 7

Belletristik n Seite 10 
jW-Shop für Kinder n Seite 11 
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Weihnachten ist Arbeit: Fensterputzerin an einem Gebäude in Tokio (21.12.2017)
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